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Hinweis: Bei leichteren Fällen der Ver­
letzung des Tätigkeitsverbotes vgl. § 10 der 
VO über Ordnungswidrigkeiten, abgedr. 
unter Reg.-Nr. 8.

(5) Die Dauer des Tätigkeitsverbots be­
trägt mindestens ein Jahr und höchstens 
fünf Jahre und ist nach vollen Jahren zu 
bemessen. Bei Verurteilung auf Bewährung 
darf sie die Dauer der Bewährungszeit nicht 
übersteigen. Wird eine Freiheitsstrafe von 
mehr als fünf Jahren ausgesprochen, kann 
Tätigkeitsverbot bis zu zehn Jahren und 
im Falle einer besonders schweren verbre­
cherischen Verletzung von Berufspflichten 
dauerndes Tätigkeitsverbot ausgesprochen 
werden. Das Tätigkeitsverbot wird mit 
Rechtskraft des Urteils wirksam; in Ver­
bindung mit Freiheitsstrafe wird eeine 
Dauer vom Tage der Entlassung aus dem 
Vollzug an berechnet.

(6) Die Dauer des Tätigkeitsverbots kann 
durch Beschluß des Gerichts verkürzt wer­
den, wenn sein Zweck erreicht ist und der 
Verurteilte erhebliche Fortschritte in seiner 
Entwicklung gemacht hat.

Hinweis: Vgl. auch § 339 Abs. 1 Ziff. 3 
und § 347 StPO; §§ 44 und 45 der 1. DB zur 
StPO.

§ 54
Entzug der Fahrerlaubnis

(1) Der Entzug der Fahrerlaubnis kann 
durch das Gericht zusätzlich zu einer Strafe 
ausgesprochen werden, wenn der Täter als 
Führer eines Kraftfahrzeuges eine Straftat 
begangen hat und es deshalb erforderlich 
ist, daß er zeitweilig von-der Führung von 
Kraftfahrzeugen ausgeschlossen wird.

(2) Die Dauer des Entzugs der Fahrer­
laubnis beträgt mindestens drei Monate. Sie 
kann zeitlich begrenzt oder unbegrenzt aus­
gesprochen werden.

(3) Der Entzug der Fahrerlaubnis kann 
durch Beschluß des Gerichts verkürzt oder 
aufgehoben werden, wenn der Zweck er­
reicht ist und der Verurteilte die Gewähr 
gibt, künftig die gesetzlichen Bestimmun­
gen zu achten.

(4) Zur Gewährleistung der Sicherheit 
kann das zuständige Organ die Erlaubnis 
vorläufig entziehen.

Hinweis zu § 54 Abs. 1: Vgl. den Be­
schluß des OG vom 15.3.1978 zu einigen
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Fragen der gerichtlichen Tätigkeit in Ver­
kehrsstrafsachen — 1 PrB 1 — 112 — 1/78 — 
(NJ 1978 H. 5 S. 229); zur Verwirklichung 
des Fahrerlaubnisentzuges vgl. § 339 Abs. 1 
Ziff. 4 StPO sowie § 3 der 1. DB zur StPO.

Hinweis zu § 54 Abs. 4: Vgl. § 47 Abs. 5 
StVO und § 4 b Abs. 2 StVZO.

§ 55
Entzug anderer Erlaubnisse

(1) Wird in einem Strafverfahren fest­
gestellt, daß wegen der Begehung einer 
Straftat die Voraussetzungen für eine dem 
Täter erteilte Erlaubnis nicht mehr beste­
hen, kann das Gericht zusätzlich zu einer 
Strafe den Entzug dieser Erlaubnis ausspre­
chen.

(2) § 54 Absätze 2 und 4 gelten entspre­
chend.

§ 56
Einziehung von Gegenständen

(1) Gegenstände, die zu einer vorsätz­
lichen Straftat benutzt werden oder zur 
Benutzung bestimmt sind oder die durch 
eine solche Tat erlangt oder hervorgebracht 
werden, können eingezogen werden. Sind 
solche Gegenstände veräußert worden, kann 
auch ihr Erlös eingezogen werden. Die ein- 
gezogenen Gegenstände werden mit Rechts­
kraft des Urteils Volkseigentum.

Hinweis: Zur Verwirklichung vgl. § 339 
Abs. 1 Ziff. 2 StPO; § 34 der 1. DB zur 
StPO; zur Ersatzeinziehung vgl. §16 des 
Zollgesetzes; § 19 des Devisengesetzes, 
abgedr. unter Reg.-Nr. 12.

(2) Gegenstände, die in sozialistischem 
Eigentum stehen, sowie Gegenstände, deren 
Einziehung vom Gesetz durch andere Or­
gane vorgesehen ist, unterliegen nicht der 
gerichtlichen Einziehung.

(3) Gegenstände, die einer Person durch 
die Straftat rechtswidrig entzogen wurden, 
werden nur eingezogen, wenn der Geschä­
digte nicht mehr feststellbar ist Zur Straf­
tat benutzte oder zur Benutzung bestimmte 
Gegenstände, die nicht Eigentum des Täters 
oder Beteiligten sind, können eingezogen 
werden, wenn der Eigentümer die ihm zur 
Verhinderung eines Mißbrauchs dieser Ge­
genstände obliegende Sorgfaltspflicht ver­
letzt hat oder wenn die Einziehung zum 
Schutze der Gesellschaft notwendig ist.


